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Sonderdekretvorschlag zur Abänderung des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über institutionelle Reformen für die Deutschsprachige Gemeinschaft

Sehr geehrter Herr Präsident,
werte Kolleginnen und Kollegen aus Regierung und Parlament

Der Sonderdekretvorschlag, der soeben vom Herrn Parlamentspräsidenten vorgestellt wurde, beinhaltet zwei Neuerungen, denen die ProDG-Fraktion, das sei direkt einleitend gesagt, zustimmen wird.
In meiner Stellungnahme werde ich die Gründe darlegen, warum wir für diese zwei Abänderungen sind, die wir dank der uns in der 6. Staatsreform übertragenen konstitutiven Autonomie vornehmen können.
Dass die Deutschsprachige Gemeinschaft seit der letzten Staatsreform über die konstitutive Autonomie verfügt, darf in der politischen Bedeutung nicht unterschätzt werden. Es ist alles andere als lediglich eine Fuß- oder Randnote unserer Autonomie. 
Das Gegenteil ist der Fall. Wenn wir seit jeher gefordert haben, ein gleichwertiger Gliedstaat im belgischen Föderalstaat zu sein, impliziert dies auch, dass wir über dieses „Selbstbestimmungsrecht“ bezüglich der Organisation und Funktionsweise von Parlament und Regierung, beispielsweise über die Zahl der Parlamentarier und der Minister, selber entscheiden können. 
Die anderen Gliedstaaten, Flandern, die Wallonische Region und die Französische Gemeinschaft, verfügen bereits seit 1993 über diese Befugnis. Die DG und die Region Brüssel erhielten diese Befugnis erst im Zuge der 6. Staatsreform.
Die konstitutive Autonomie ist ein wesentliches Instrument zur Gestaltung der demokratischen Abläufe in unserer Gemeinschaft. Wir bestimmen selbst die Spielregeln.
Und genau das geschieht heute. In zwei wesentlichen Punkten werden heute Abänderungen am Gesetz über institutionelle Reformen von 1983 vorgenommen.
Zuerst möchte ich darlegen, warum im Wahldistrikt Eupen gewählte Provinzialratsmitglieder ab der der kommenden Legislaturperiode nicht mehr dem Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft angehören sollen.
Im Zuge der sich dynamisch erweiternden Autonomie ist unsere Gemeinschaft inzwischen in vielen Bereichen zuständig, in denen VOR diesen Kompetenzerweiterungen noch die Provinz zuständig war. Aufgrund dieser sich progressiv entwickelnden Autonomie ergibt sich heute keine Existenzberechtigung mehr für eine provinziale Zwischenebene in unserer Gemeinschaft.
Dies umso mehr, wenn man bedenkt, dass die Provinz Lüttich, obwohl sie flächenmäßig viereinhalbmal so groß wie die DG und die Provinzbevölkerung 12mal so zahlreich ist wie die in unserer Gemeinschaft, dennoch eine untergeordnete Behörde im Vergleich zur Deutschsprachigen Gemeinschaft ist.
Zwischen der Gemeinschaftsebene und den neun ostbelgischen Gemeinden bedarf es keiner weiteren Zwischenebene.
Als wir am 22. November 2021 an dieser Stelle über die Regierungsmitteilung zum Zusammenarbeitsabkommen für die Jahre 2021 bis 2024 zwischen unserer Gemeinschaft, der Provinz Lüttich und der Bürgermeisterkonferenz diskutierten, zeigte sich in aller Deutlichkeit, dass die Provinz in Bereichen zuständig ist, die praktisch deckungsgleich mit denen der DG sind. 
Somit tendieren der inhaltliche Beitrag und der konkrete Mehrwert, den die Provinzialmandatare zur konkreten Gestaltung dieser Bereiche in unserer Gemeinschaft leisten können, praktisch gegen Null.
Daher ist der Ausschluss der beratenden Mandatare von den Arbeiten im Parlament unserer Gemeinschaft nur die logische Konsequenz dieser Autonomieentwicklung unserer Gemeinschaft.
Im 2. Artikel des heutigen Sonderdekretvorschlags wird eine zusätzliche Unvereinbarkeit mit einem Mandat im PDG eingeführt. So kann der leitende Beamte oder der geschäftsführende Direktor einer EöI ab der kommenden Legislaturperiode nicht mehr gleichzeitig Mitglied im PDG sein.
Diese Unvereinbarkeit ist nach Auffassung der ProDG-Fraktion selbstredend, da die Verteidigung der partikularen Interessen einer EöI  im PDG - zum Beispiel im Rahmen von Haushaltsberatungen - auf der einen Seite und die Vertretung der allgemeinen Interessen im Gemeinschaftsparlament auf der anderen Seite nicht miteinander vereinbar sind.
In der Arbeitsgruppe, die sich seit geraumer Zeit mit der Reform der parlamentarischen Arbeitsweise beschäftigt – übrigens eine AG, in der alle Fraktionen vertreten sind – haben wir lange und kontrovers darüber diskutiert, ob diese Unvereinbarkeit nicht auch auf andere Personengruppen ausgeweitet werden müsste; beispielsweise auf Verantwortungsträger der mittleren Managementebene in EöI, auf Schulleiter, auf Mitglieder des Middle Managements, oder gar auf Lehrer ganz allgemein.
Darüber lässt sich in der Tat trefflich streiten. Aber, wo soll die Grenze gezogen werden? Schließt man schlussendlich nicht zu viele Menschen vom passiven Wahlrecht aus? 
Wie weit die politische Einschätzung dieser Unvereinbarkeiten auseinanderdrifteten zeigen die beiden von der CSP-Fraktion hinterlegten Abänderungsvorschläge. So fordert die CSP-Fraktion die Wiedereinführung der Vereinbarkeit eines PDG-Mandats mit dem Amt eines Bürgermeisters; also die Rücknahme eines Beschlusses dieses Hauses aus dem Jahr 2016.
Auch wenn es in der AG durchaus unterschiedliche Meinungen gab, sind wir mehrheitlich zu der Schlussfolgerung gekommen, dass ein möglicher Interessenkonflikt vor allem dann besteht, wenn es sich um ein leitendes Amt in einer EöI handelt. Und daher begrenzt sich diese Unvereinbarkeit, über die wir heute abstimmen, auf die gerade genannte Personengruppe.
Werte Kolleginnen und Kollegen, einleitend sagte ich bereits, dass die ProDG-Fraktion diesen beiden Abänderungen zustimmen wird.
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